GESCHICHTE: Erinnerung an erlittenes Leid

In Kyritz gibt es das erste Denkmal für die Opfer der LPG-Kollektivierung





Denkmal-Einweihung

KYRITZ - Ein Denkmal für die Opfer der Zwangskollektivierung vor 50 Jahren in der DDR ist gestern in Kyritz (Ostprignitz-Ruppin) eingeweiht worden. Initiator des ersten derartigen Denkmals in Deutschland war der Deutsche Bauernbund, ein Interessenvertreter der landwirtschaftlichen Familienbetriebe. Auf der Bronzetafel steht die Inschrift: „Den Opfern der Zwangskollektivierung im so genannten sozialistischen Frühling 1960 in der DDR. Deutscher Bauernbund. 25. April 2010“.

Kyritz war auch deshalb ausgewählt worden, weil dort am 2. September 1945 der KPD-Vorsitzende und spätere DDR-Präsident Wilhelm Pieck die Bodenreform verkündet hatte. Sie gilt als erste Phase der Kollektivierung der DDR-Landwirtschaft.

Die gestrige Enthüllung vor rund 200 Teilnehmern wurde vom Präsidenten des Bauernbundes, Kurt-Henning Klamroth, im Beisein des Ministerpräsidenten von Sachsen-Anhalt, Wolfgang Böhmer, und Brandenburgs Landesbeauftragter für die Aufarbeitung der Folgen der kommunistischen Diktatur, Ulrike Poppe, vorgenommen. Klamroth erinnerte daran, dass Anfang 1960 etwa 400 000 selbstständige Bauern gezwungen wurden, ihr Eigentum in Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften (LPG) einzubringen. Sachsen-Anhalts Ministerpräsident Wolfgang Böhmer (CDU) nannte das Vorgehen „großes Unrecht”. Das Recht auf Eigentum sei ein Menschenrecht, betonte er. Die DDR dürfe nicht nostalgisch verklärt werden, forderte Böhmer. Er plädierte dafür, sich vorbehaltlos und aufrichtig der Geschichte zu stellen. Dazu gehöre auch, dass etwa 15 500 Landeigentümer in den Westen geflohen seien, sich etwa 200, die Zahl sei nicht ganz sicher, das Leben genommen hätten.

Ulrike Poppe wertete die Aufstellung des Gedenksteins als großen Erfolg bei der Aufarbeitung der kommunistischen Diktatur. 166 000 Familien in der Landwirtschaft seien in den 50er und 60er Jahren von Zwangsmaßnahmen betroffen gewesen. Sie erinnerte an das Leid der Bauern, die nur die Wahl gehabt hätten zwischen Gefängnis, Flucht oder Eintritt in die Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG). Es habe viele Schauprozesse gegeben. Die erzwungene Kollektivierung sei ein „schweres Staatsverbrechen“.

Der Bauernbund übte scharfe Kritik an einer am Samstag ebenfalls in Kyritz stattfindenden Gegenveranstaltung der Linken-nahen Rosa-Luxemburg-Stiftung. Dort sei die brutale Zwangskollektivierung als „Abschluss der Genossenschaftsbildung” verharmlost worden, hieß es. Kritik gab es wegen der Teilnahme des SPD-Politikers und Präsidenten des Brandenburger Landesbauernverbandes, Udo Folgart. Klamroth wertete dies als „Missachtung der Opfer”.

Das Thema der Veranstaltung der Rosa-Luxemburg-Stiftung mit 70 Teilnehmern am Samstag war: „Agrargenossenschaften gestern und heute“. Die Initiatorin, die Bundestagsabgeordnete Kirsten Tackmann (Linke), sagte: „Es gab Druck und Gewalt gegen Bauern und das Freiwilligkeitsprinzip wurde massiv verletzt.“ Sie warf dem Bauernbund wiederum Polemik vor. Dieser wolle nur Streit unter den Bauern säen. Stattdessen müssten die Bauern zusammenhalten, meinte sie. (Von Detlef Czeninga)

Landwirtschaft in der DDR:
In Kyritz verkündete am 2. September 1945 Wilhelm Pieck die „demokratische Bodenreform“. Die Losung lautete: „Junkerland in Bauernhand“. Großgrundbesitzer wurden enteignet. Unter anderen ärmere oder landlose Bauern erhielten die enteigneten Flächen. Eine Folge der Bodenreform war die Gründung von Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG). Motto: „Vom Ich zum Wir“.
Der „Sozialistische Frühling“ endete am 25. April 1960. Walter Ulbricht verkündete den Abschluss der LPG-Gründungen. Bis dahin hatten rund 400 000 Bauern ihre Eigenständigkeit verloren. Historiker schätzen, dass bis dahin 15 000 Landwirte in den Westen flüchteten. MAZ
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